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VERFAHRENSRECHT

Einstweilige Einstellung der Vollstreckung bei 
Nichtzulassungsbeschwerde

|  Einstweilige Einstellungen der Zwangsvollstreckung spielen in der Praxis 
eine wichtige Rolle. Der BGH hat sich nun mit einer solchen nach Einlegung 
einer Nichtzulassungsbeschwerde befasst. Er bestätigt, dass sie das letzte 
Hilfsmittel des Schuldners sein muss.   |

Relevanz für die Praxis
In seiner Entscheidung hat der BGH folgenden Leitsatz aufgestellt (29.11.16, VI 
ZR 25/16, Abruf-Nr. 190495):

◼◼ Leitsatz: BGH 29.11.16, VI ZR 25/16

Hat der Beklagte glaubhaft gemacht, dass ihm die Vollstreckung einen nicht zu 
ersetzenden Nachteil im Sinne des § 719 Abs. 2 ZPO bringen würde, und steht 
nicht fest, dass die Nichtzulassungsbeschwerde oder die mit ihr beabsichtigte 
Revision keine Aussicht auf Erfolg haben, da im gegenwärtigen Verfahrensstadi-
um der Ausgang des Nichtzulassungsbeschwerde- bzw. Revisionsverfahrens 
noch offen ist, so ist die Zwangsvollstreckung auf Antrag des Beklagten einstwei-
len gegen Sicherheitsleistung einzustellen, wenn nicht ein überwiegendes Inter-
esse des Klägers entgegensteht (Abruf-Nr. 190495).

Hat der Schuldner nicht alle Möglichkeiten genutzt, seine Interessen zu wah-
ren, ist weiter zu vollstrecken (BGH ZUM 15, 53; GRUR 12, 959; WM 10, 328). 
Vollstreckungsschutz ist daher verweigert worden, wenn es der Schuldner ver-
säumt hatte, im Berufungsrechtszug einen Schutzantrag nach § 712 ZPO zu 
stellen oder beim Übergehen eines derartigen Antrags durch das Berufungs-
gericht Urteilsergänzung gemäß §§ 716, 321 ZPO zu beantragen (BGH NJW-RR 
14, 969). Gläubigervertreter sollten sich daher mit den Voraussetzungen des  
§ 719 ZPO – speziell im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde (§ 544 Abs. 5 
S. 2 i. V. m. § 719 Abs. 2 ZPO; BGH WM 14, 681) – auseinandersetzen:

�� Den Schutzantrag darf im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde nur 
ein beim BGH zugelassener Rechtsanwalt – als Sachantrag in der mündli-
chen Verhandlung – stellen (BGH JurBüro 10, 53). Die Tatsachen sind glaub-
haft zu machen. Es müssen eine statthafte Nichtzulassungsbeschwerde und 
ein Rechtsschutzinteresse vorliegen. Ist die Nichtzulassungsbeschwerde 
nicht zulässig, weil die Beschwerdegrenze nicht erreicht wird, die Nichtzu-
lassungsbeschwerde nicht zugelassen ist oder die Frist nicht eingehalten 
wurde, kommt eine Einstellung von vornherein nicht in Betracht. 

�� Wird Nichtzulassungsbeschwerde gegen die Entscheidung des Berufungs-
gerichts eingelegt, ordnet das Revisionsgericht auf Antrag an, dass die Voll-
streckung einstweilen eingestellt wird, wenn sie dem Schuldner einen nicht 
zu ersetzenden Nachteil bringen würde und nicht ein überwiegendes Inter-

ENTSCHEIDUNG 
BGH

IHR PLUS IM NETZ
ve.iww.de 

Abruf-Nr. 190495

Voraussetzungen

Nicht zu ersetzender 
Nachteil



40

Vollstreckungspraxis

VE

03-2017� VE 
Vollstreckung effektiv

esse des Gläubigers entgegensteht. Allein der Umstand, dass die Vollstre-
ckung das Prozessergebnis vorwegnehmen würde, ist kein unersetzlicher 
Nachteil im Sinne des § 719 Abs. 2 ZPO (BGH NJW 96, 197).

MERKE  |  Wann der Schuldner durch die Zwangsvollstreckung einen nicht zu 
ersetzenden Nachteil erleidet, kann nur anhand des Einzelfalls entschieden 
werden. Ein solcher Nachteil wird regelmäßig anzunehmen sein, wenn durch 
die Vollstreckung bereits endgültige Verhältnisse geschaffen sind, die auch bei 
einem Erfolg des Rechtsmittels fortbestehen würden, da sie aus der Natur der 
Sache nicht abänderbar sind (BGH WRP 79, 715). Jedenfalls wird man sagen 
können, dass der nicht zu ersetzende Nachteil eine erhebliche, das übliche 
Maß übersteigende Einbuße an Gütern sein muss.

�� Ein überwiegendes Gläubigerinteresse steht der Einstellung der Zwangs-
vollstreckung in jedem Fall entgegen, wenn der Schuldner durch die Ein-
stellung erreichen könnte, dass das angefochtene Urteil seine materiellen 
Wirkungen zum Nachteil des Gläubigers einbüßen würde (zum überwie-
genden Gläubigerinteresse BGH NJW 96, 197). Ausreichend ist hingegen 
schon, dass glaubhaft gemacht ist, dass die dem Gläubiger aus einer Ver-
zögerung der Zwangsvollstreckung entstehenden Schäden mindestens 
ebenso hoch sind, wie die Schäden, die dem Schuldner bei einer Fortset-
zung der Zwangsvollstreckung drohen.
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Zustellung an den rechtsgeschäftlich bestellten 
Vertreter: Beweislast für das Erlöschen der Vollmacht
von Dipl.-Rechtspfleger Peter Mock, Koblenz

|  Schuldner versuchen immer wieder, Vollstreckungsmaßnahmen zu verei-
teln, indem sie Vollstreckungsmängel beim Gläubiger geradezu provozie-
ren wollen. Dies ist insbesondere der Fall,  wenn es darum geht, den Voll-
streckungstitel an einen Vertreter des Schuldners zuzustellen. Kommt es 
zur Vollstreckung, wird dann im Rahmen einer Erinnerung des Schuldners 
nach § 766 ZPO behauptet, dass eine Vertretungsvollmacht nicht (mehr)  
bestehe und die Vollstreckung daher aufzuheben sei. Diese Vorgehenswei-
se hat der BGH jetzt erschwert.  |

Sachverhalt
Der BGH hat entschieden: Die Frage, ob der Zustellungsempfänger rechtsge-
schäftlich bestellter Vertreter im Sinne von § 171 ZPO ist, ergibt sich aus den 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts. Steht fest, dass eine Vollmacht erteilt 
worden ist, die zu der Entgegennahme von Zustellungen berechtigt, muss 
nach den allgemeinen Regeln der Beweislastverteilung derjenige das Erlö-
schen der Vollmacht beweisen, der sich darauf beruft (27.10.16, V ZB 47/15, 
Abruf-Nr. 190404) .
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